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Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 2 „Harthfeld II“, Stadt Büren, OT Harth 
einschl. 25. Änderung des Flächennutzungsplanes 

 

Abwägung der während der Beteiligung gem. § 3(1) und § 4(1) BauGB im Zeitraum  
vom 15.12.2025 bis 21.01.2026 eingegangenen Anregungen und Bedenken 

 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag Beschlussempfehlung  
Ing.-Büro / Verwaltung 

a) betroffene Behörden  
1. Stadt Brilon (15.12.2025)  

Seitens der Stadt Brilon werden zu o. g. Planungen keine Anregungen 

vorgetragen 

 

Beschlussvorschlag: 
Kenntnisnahme 
 

2. Ericsson Services (15.12.2025)  

Die Firma Ericsson wurde von der Deutschen Telekom Technik GmbH 

beauftragt, in ihrem Namen, Anfragen zum Thema Trassenschutz zu bearbeiten. 

 

Bei den von Ihnen ausgewiesenen Bedarfsflächen hat die Firma Ericsson 

bezüglich ihres Richtfunks keine Einwände oder spezielle Planungsvorgaben. 

Diese Stellungnahme gilt für Richtfunkverbindungen des Ericsson – Netzes und 

für Richtfunkverbindungen des Netzes der Deutschen Telekom.  

 

Bitte richten Sie Ihre Anfragen (Ericsson und Deutsche Telekom) 

ausschließlich per Email an die:  bauleitplanung@ericsson.com 

 

Beschlussvorschlag: 
Kenntnisnahme 
 

3. Amprion GmbH (17.12.2025)  

im Planbereich der o. a. Maßnahme verlaufen keine Höchstspannungsleitungen 

unseres Unternehmens. 

Wir gehen davon aus, dass Sie bezüglich weiterer Versorgungsleitungen die 

Beschlussvorschlag: 
Kenntnisnahme; die relevanten Versorgungsträger wurden 
ebenfalls unterrichtet. 

mailto:bauleitplanung@ericsson.com
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zuständigen Unternehmen beteiligt haben. 

 

4. Westnetz GmbH -Gas- (17.12.2025)  

In dem angegebenen Bereich befinden sich keine Erdgashochdruckleitungen 

der Westnetz GmbH. 

 

Die o. g. Stellungnahme bezieht sich ausschließlich auf 

Erdgashochdruckleitungen mit einem Betriebsdruck ≥ 5bar.  

 

Für die eventuell vorhandenen Versorgungsleitungen anderer Druckstufen und 

Sparten (Strom, Wasser, Fernwärme) erteilt das Regionalzentrum Arnsberg 

 

(arnsberg-planung@westnetz.de) Auskunft. 

 

Beschlussvorschlag: 
Kenntnisnahme 

 

 

5. Wasserverband Aabach-Talsperre (18.12.2025)  

Die Belange des Wasserverbandes Aabach-Talsperre werden in den von Ihnen 

gekennzeichneten Bereichen nicht berührt. 

 

Beschlussvorschlag: 

Kenntnisnahme 

 

6. Thyssen Gas (18.12.2025)  

von dem zuvor genannten behördlichen Verfahren werden weder geplante noch 

vorhandene Anlagen unserer Gesellschaft betroffen. 

Unter der Voraussetzung, dass die Planungsgrenzen beibehalten werden, ist 

eine weitere Beteiligung an dem Verfahren nicht erforderlich. 

 

Beschlussvorschlag: 
Kenntnisnahme 

7. Deutsche Telekom (18.12.2025)  

Zum B-Plan: 

die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als 

Netzeigentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat die 

Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte 

und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren 

Beschlussvorschlag: 

Kenntnisnahme; rechtzeitig vor Beginn der 

Erschließungsmaßnahmen wird eine Abstimmung zwecks 

Koordinierung der Baumaßnahmen mit allen 

Versorgungsträgern erfolgen. 

http://arnsberg-planung@westnetz.de/
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Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen 

Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung:  

 

Gegen den vorgelegten Bebauungsplan Harthfeld II bestehen keine Einwände. 

 

Im angegebenen Planbereich betreibt die Telekom keine 

Telekommunikationslinien, wie aus dem beigefügten Lageplan ersichtlich ist.  

 

Jedoch liegen Telekommunikationslinien nah an den Plangebietsgrenzen. Diese 

versorgen die vorhandene Bebauung. Ich gehe davon aus, dass die 

Telekommunikationslinien punktuell gesichert, aber unverändert in ihrer 

Trassenlage verbleiben können. Der Bestand und der Betrieb der vorhandenen 

TK-Linien müssen weiterhin gewährleistet bleiben. 

 

Die Telekom macht darauf aufmerksam, dass aus wirtschaftlichen Gründen eine 

Versorgung des Neubaugebietes mit Telekommunikationsinfrastruktur in 

unterirdischer Bauweise nur bei Ausnutzung aller Vorteile einer koordinierten 

Erschließung sowie einer ausreichenden Planungssicherheit möglich ist. Das 

kann bedeuten, dass der Ausbau der Telekommunikationslinien im Plangebiet 

aus wirtschaftlichen Gründen in oberirdischer Bauweise erfolgt.  

 

Die Telekom orientiert sich beim Ausbau ihrer Festnetzinfrastruktur unter 

anderem an den technischen Entwicklungen und Erfordernissen. Insgesamt 

werden Investitionen nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten geplant. Der 

Ausbau der Telekom erfolgt nur dann, wenn dies aus wirtschaftlicher Sicht 

sinnvoll erscheint. Dies bedeutet aber auch, dass die Telekom da, wo bereits 

eine Infrastruktur eines alternativen Anbieters besteht oder geplant ist, nicht 

automatisch eine zusätzliche, eigene Infrastruktur errichtet.  

 

Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die 

Koordinierung mit dem Straßen- und Kanalbau und den Baumaßnahmen der 
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anderen Leitungsträger ist es notwendig, dass Beginn und Ablauf der 

Erschließungsmaßnahmen im Bebauungsplangebiet der Deutschen Telekom 

Technik GmbH unter der Absenderadresse dieser E-Mail so früh wie möglich, 

mindestens 3 Monate vor Baubeginn, schriftlich angezeigt werden.  

 

Für die zukünftige Erweiterung des Telekommunikationsnetzes sind in allen 

Verkehrswegen geeignete und ausreichende Trassen für die Unterbringung der 

Telekommunikationslinien der Telekom vorzusehen.  

 

Zur Versorgung neu zu errichtender Gebäude mit 

Telekommunikationsinfrastruktur durch die Telekom ist die Verlegung neuer 

Telekommunikationslinien im und außerhalb des Plangebietes erforderlich.  

 

 

 

Zur FNP-Änderung: 

die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als 

Netzeigentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat die 

Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte 

und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren 

Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen 

Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung:  

 

Gegen die vorgelegte 25. Änderung des Flächennutzungsplanes Bereich 

Harthfeld bestehen keine Einwände.  

 

Im angegebenen Planbereich betreibt die Telekom keine 

Telekommunikationslinien, wie aus dem beigefügten Lageplan ersichtlich ist.  

 

Jedoch liegen Telekommunikationslinien nah an den Plangebietsgrenzen. Diese 

versorgen die vorhandene Bebauung. Ich gehe davon aus, dass die 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Kenntnisnahme; eine Änderung der vorhandenen Leitungen ist 

nicht vorgesehen. Im Rahmen der Erschließungsmaßnahmen 

werden diese -falls notwendig- gesichert. 
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Telekommunikationslinien punktuell gesichert, aber unverändert in ihrer 

Trassenlage verbleiben können. Der Bestand und der Betrieb der vorhandenen 

TK-Linien müssen weiterhin gewährleistet bleiben. 

 

8. Vodafone West GmbH (18.12.2025)  

Zum B-Plan: 

Ihre Anfrage wurde zur Weiterbearbeitung an die zuständige Fachabteilung 

weitergeleitet, die sich bei Bedarf mit Ihnen zu gegebener Zeit in Verbindung 

setzen wird.  

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte geben Sie dabei 

immer unsere obenstehende Vorgangsnummer an. 

 

Bitte beachten Sie: 

Bei einer Stellungnahme, z.B. wegen Umverlegung, Mitverlegung, 

Baufeldfreimachung, etc. oder eine Koordinierung/Abstimmung zum weiteren 

Vorgehen, dass die verschiedenen Vodafone-Gesellschaften trotz der Fusion 

hier noch separat Stellung nehmen. Demnach gelten weiterhin die bisherigen 

Kommunikationswege. Wir bitten dies für die nächsten Monate zu bedenken und 

zu entschuldigen. 

 

Zur FNP-Änderung: 

Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone-Gesellschaft(en) gegen die von Ihnen 

geplante Baumaßnahme keine Einwände geltend macht. Im Planbereich 

befinden sich keine Telekommunikationsanlagen unseres Unternehmens. Eine 

Neuverlegung von Telekommunikationsanlagen ist unsererseits derzeit nicht 

geplant. 

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte geben Sie dabei 

immer unsere obenstehende Vorgangsnummer an. 

Bitte beachten Sie: 

Bei einer Stellungnahme, z.B. wegen Umverlegung, Mitverlegung, 

Baufeldfreimachung, etc. oder eine Koordinierung/Abstimmung zum weiteren 

Beschlussvorschlag: 

Kenntnisnahme 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Kenntnisnahme 
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Vorgehen, dass die verschiedenen Vodafone-Gesellschaften trotz der Fusion 

hier noch separat Stellung nehmen. Demnach gelten weiterhin die bisherigen 

Kommunikationswege. Wir bitten dies für die nächsten Monate zu bedenken und 

zu entschuldigen 

 

9. Bundeswehr / Bundesamt für Infrastruktur…. (19.12.2025)  

Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage werden 

Verteidigungsbelange nicht beeinträchtigt. Es bestehen daher zum 

angegebenen Vorhaben seitens der Bundeswehr als Träger öffentlicher Belange 

keine Einwände. 

 

Beschlussvorschlag: 

Kenntnisnahme 

10. Westfalen Weser Netz GmbH (06.01.2026)  

Aus Sicht der Westfalen Weser Netz GmbH bestehen keine Bedenken.  

Eine Erschließung des Baugebietes mit Erdgas ist derzeit nicht vorgesehen. 

 

Beschlussvorschlag: 

Kenntnisnahme 

11. Landesbetrieb Straßen NRW (07.01.2026)  

von Seiten des Landesbetriebes Straßenbau NRW, vertreten durch die 

Regionalniederlassung Sauerland-Hochstift Außenstelle Paderborn, bestehen 

keine Anregungen und Bedenken gegen die o. g. Bauleitplanung. 

Der Geltungsbereich o. a. Bauleitplanung im Ortsteil Harth der Stadt Büren 

grenzt an keine Bundes- oder Landesstraße. 

  

Abschließend bitte ich Sie uns über den weiteren Verfahrensablauf, hinsichtlich 

der Abwägungsergebnisse in Bezug auf die vorgebrachten Anregungen und 

Bedenken, Rechtskraft des Bebauungsplanes oder eventuell Zurückstellungen 

wegen Verfahrensmängel oder Verzögerungen im Ablauf, zu informieren. 

 

Beschlussvorschlag: 

Kenntnisnahme 

12. Bez.Reg. Detmold, Dez. 33 Agrarstruktur…. (14.01.2028)  

Die vorgelegte Planung wurde hinsichtlich der Belange der Agrarstruktur, 

allgemeinen Landeskultur, Immissionsschutz (nur Achtungsabstände nach KAS-
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18), Bodenschutz, Grundwasserschutz, Hochwasserschutz und kommunales 

Abwasser geprüft. 

 

Als Träger öffentlicher Belange bestehen keine Bedenken. 

 

 

Hinweise des Dezernates 52, 54 (Bodenschutz, Wasserwirtschaft) 

Ansprechpartner: 

Abwasser Herr Krampe Tel.-Nr.: 05231/71-5487 

Bodenschutz Herr Siekmann Tel.-Nr.: 05231/71-5223 

 

Bodenschutz 

Die Prüfung umfasste die Bereiche Bodenschutz und Altlasten. Eine Auswertung 

des Fachinformationssystems "Altlasten und schädliche Bodenveränderungen" 

(FIS AlBo) hat ergeben, dass im Planbereich des Flächennutzungsplans keine 

Altlasten oder schädliche Bodenveränderungen bekannt sind.  

 

Der nachfolgend aufgeführte Hinweis ist zu beachten. 

 

Hinweis: 

1. Nach § 2 Abs. 1 Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG) besteht die 
Verpflichtung, Anhaltspunkte für das Vorliegen einer Altlast oder 
schädlichen Bodenveränderungen unverzüglich der zuständigen 
Bodenschutzbehörde mitzuteilen, sofern derartige Feststellungen bei der 
Durchführung von Baumaßnahmen, Baugrunduntersuchungen oder 
ähnlichen Eingriffen in den Boden und in den Untergrund getroffen 
werden. 

 

 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Kenntnisnahme; der Hinweis wird in die Begründung 
aufgenommen. 
 
 

13. Kreispolizeibehörde Paderborn (15.01.2026)  

Aus polizeilicher Sicht bestehen grundsätzlich keine Bedenken gegen die 
Aufstellung des B-Plans „Harthfeld II“ sowie der 25. Änderung des F-Plans der 
Stadt Büren. 
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Die Direktion Kriminalität regt einige Punkte zur städtebaulichen 
Kriminalprävention an, die ich Ihnen als Anlage beifüge. 
 
Anlage: 
Ich rege an, bei der Ausführung einige Punkte der städtebaulichen 
Kriminalprävention zu beachten:  
 

• Der öffentlich begehbare Raum, Zuwege, Aufenthaltsflächen sowie 
Zugänge zu Gebäudeeingängen sollten überschaubar angelegt und 
ausreichend beleuchtet werden. (mindest. 20 Lux). 
Eine ausreichende Beleuchtung erhöht das subjektive 
Sicherheitsempfinden der Bürger/innen und ermöglicht es frühzeitig 
Gefahrensituationen zu erkennen. 
Widerstandsfähige Beleuchtungskörper erschweren Vandalismus.  
Um Angsträume zu vermeiden, sollten geplante Fuß- und Radwege so 
beleuchtet werden, dass keine Hell-/Dunkelfelder entstehen.   

 

• Sichtbehindernde Anlagen und Bepflanzungen sind zu vermeiden, durch 
sie sind Gefahrenquellen nicht frühzeitig wahrnehmbar. 
Ein ausreichender Pflanzabstand zu Wegen und Beleuchtung ist 
vorzusehen. Ein zu enger Abstand zur Beleuchtung führt dazu, dass der 
Lichtkegel eingeschränkt und/oder die Baumkrone und nicht die 
Umgebung ausgeleuchtet wird. 
 
Die spätere Pflanzenhöhe bei Hecken und Büschen sollte 80cm nicht 
überschreiten, die astfreie Stammlänge bei Bäumen sollte mindestens 
2m betragen.  

• Dadurch wird insbesondere in Fußgängerbereichen und auf Parkflächen 
eine bessere Übersicht erreicht, um frühzeitig Gefahrensituationen 
erkennen zu können.  
 

• Damit einbruchshemmende Maßnahmen bereits bei der Planung 
einbezogen werden können, sollten Architekten/innen und 
Bauherren/innen umfassend und frühzeitig informiert werden. 

Beschlussvorschlag: 
Kenntnisnahme 
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Durch die Stadt Paderborn könnte deshalb auf die Möglichkeit der 
kostenfreien Beratung durch die Polizei hingewiesen werden.  

 
Weitere Informationen erhalten Sie unter: 
 
Kreispolizeibehörde Paderborn  
Direktion Kriminalität  
Kriminalkommissariat Kriminalprävention/Opferschutz  
Tel.: 05251/306-3900. 
 

14. Kreis Paderborn (20.01.2026)  

zu der o. a. Planänderung bestehen zum jetzigen Verfahrensstand keine 
Anregungen und Bedenken. 

Beschlussvorschlag: 
Kenntnisnahme. 
 

15. Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen (21.01.2026)  

zur o. g. Planung nehme ich als Träger öffentlicher Belange – Landwirtschaft – 
wie folgt Stellung: 
Zur Ausweisung neuer Wohnbauflächen sollen am südöstlichen Siedlungsrand 
des Ortsteils Harth rund 1,4 ha Grünlandfläche als Wohngebiet ausgewiesen 
werden. Das Plangebiet grenzt im Westen und Norden an das bestehende 
Wohngebiet und im Süden an die Hepernstraße. 
Ca. 40 m östlich des Plangebietes befindet sich eine landwirtschaftliche 
Stallanlage für Mastschweinehaltung, die seit Kurzem leer steht, aber ggf. 
wieder aufgestallt werden soll. Eine weitere umfangreiche Mastschweinehaltung 
befindet sich auf der Hofstelle ca. 150 m südöstlich des Plangebietes. Beide 
Tierhaltungen liegen in Nebenwindrichtung zum geplanten Wohngebiet.  
Immissionen, insbesondere in Form von Gerüchen, sind nicht auszuschließen. 
Es ist sicherzustellen, dass die landwirtschaftlichen Tierhaltungen nicht in ihrem 
Bestand oder in ihren derzeitigen Entwicklungsoptionen beeinträchtigt werden. 
In der Begründung und im Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass 
aufgrund der Nähe zu landwirtschaftlichen Betrieben und zu landwirtschaftlich 
genutzten Flächen mit gelegentlich auftretenden Staub-, Geruchs- und 
Lärmimmissionen zu rechnen ist und dass diese ortsüblich und hinnehmbar 
sind. In diesen Hinweisen sollte es anstelle von „hinnehmbar“ heißen: „ ... sind 
hinzunehmen“.   

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Das von einem Fachbüro erstellte Geruchsgutachten kommt zu 
dem Ergebnis, dass die für Wohn- und Mischgebiete geltenden 
Richtwerte nach GIRL (Geruchshäufigkeiten von 10% der 
Jahresstunden) selbst bei ungünstigsten Bedingungen deutlich 
unterschritten werden. Diese liegen zwischen 2% und 6% der 
Jahresstunden. 
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Der aktuelle Vorentwurfsstand sieht beim Starkregenfall einen schadlosen 
Abfluss des Regenwassers über das östlich benachbarte Ackerland vor. In 
Abstimmung mit dem Eigentümer sollen Geländemodellierungen erfolgen, um 
diesen schadlosen Abfluss zu gewährleisten und eine Gefährdung der 
Unterlieger zu verhindern. Ich gehe davon aus, dass auch eine Beeinträchtigung 
des unbefestigten Feldwegs, der westlich angrenzend an die bestehende 
Bebauung am „Harthfeld“ in nördliche Richtung verläuft, vermieden wird. 
 
Weitere Hinweise werden nicht vorgetragen. 
 

Damit können sowohl unzumutbare Geruchsbelästigungen im 
Plangebiet als auch eine Einschränkung der 
Entwicklungsmöglichkeiten der Betriebe ausgeschlossen 
werden. 
Der vorhandene Hinweis zum Auftreten von landwirtschaftlichen 
Emissionen (Staub, Lärm, Geruch) wird gem. dem Hinweis der 
Landwirtschaftskammer angepasst. 
Im Rahmen der noch ausstehenden Aussagen zu 
Starkregenereignissen wird im weiteren Verfahren der 
unbefestigte Feldweg berücksichtigt. 
 

  

 

b) Bürger/Innen / Öffentlichkeit  
1. Bürger/In 1 (20.01.2026)  

In der vorbezeichneten Angelegenheit wenden wir uns gegen den Entwurf der 
25. Änderung des Flächennutzungsplans (im Folgenden: FNP) und des 
Bebauungsplans Nr. 2 „Harthfeld II, der in der Zeit vom 15.12.2025 bis 
21.01.2026 im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung öffentlich ausgelegt ist. 
 
I. 
Wir sind Eigentümer des unmittelbar südlich an das Plangebiet angrenzenden 
o.g. Grundstücks (Anmerkung: Hubertusstraße 4). 
Das Grundstück befindet sich im unbeplanten Innenbereich und ist bebaut mit 
einem Zweifamilienhaus, im hinteren Teil befindet sich ein Garten. Die 
Bebauung entspricht der ortsüblichen Umgebungsbebauung in der 
Hubertusstraße. 
Es handelt sich um den Ortsrand von Harth, der insgesamt intakt in sich 
abgeschlossen ist Das Grundstück grenzt an den baulichen Außenbereich, hier 
eine Grünlandfläche, die seit jeher landwirtschaftlich genutzt wird. Als 
Grünlandfläche beheimatet sie diverse Pflanzen- und Tierarten. 
Angrenzend an das Plangebiet befinden sich weitere landwirtschaftliche 
Flächen. Das Landschaftsbild wird lediglich durchbrochen durch ein 
landwirtschaftliches Gebäude an östlichen Straßenrand der K 35. In ca. 500 m 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Bebauung östlich der Hubertusstraße bildet derzeit den 
östlichen Siedlungsrand Harths. Nordöstlich in ca. 100m 
Entfernung befindet sich das vollständig bebaute Gebiet 
Harthfeld I. Zwei landwirtschaftliche Hofstellen bzw. 
landwirtschaftlich genutzte Gebäude liegen an der 
Hepernstaße und sind ca. 150m und 250m entfernt. 
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Entfernung vom Grundstück der Unterzeichner befindet sich die Sportanlage 
des örtlichen Sportvereins, daneben eine Maschinenhalle. 
Nach den ausliegenden Planentwürfen soll auf der bislang unbelasteten 
Agrarfläche (Fläche für die Landwirtschaft im FNP, Allgemeiner Freiraum- und 
Agrarbereich im RP) eine Wohnbaufläche gem. §1 Abs. 1 Nr. 1 BauNVO 
entstehen. 
Im parallelen Bebauungsplanverfahren soll die Fläche als Allgemeines 
Wohngebiet ausgewiesen werden. Als Maß der baulichen Nutzung werden für 
die Baugrundstücke zwei Vollgeschosse, offene Bauweise und eine GFZ von 
0,4 festgesetzt. Der Änderungsbereich umfasst eine Fläche von 1,4 ha. Wie 
der vorläufigen Planung zu entnehmen ist, sollen dadurch insgesamt 16 
Baugrundstücke entstehen. 
Aus der Planung geht hervor, dass die Geländehöhe vom bestehenden 
Ortsrand bis zum äußeren nord-östlichen Planungsbereich insgesamt ansteigt. 
Für den Bereich des Grundstücks der Unterzeichner steigt das Gelände von 
360,71 bis 362,25 ü. NHN. 
 
II. 
Der ausliegende Planentwurf vermag in dieser Form nicht zu überzeugen. 
Gemäß § 1 Abs. 6 BauGB sind bei der Aufstellung des Bebauungsplans die 
öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht 
abzuwägen. Dieses Abwägungsgebot verlangt, dass eine sachgerechte 
Abwägung überhaupt stattfindet. In sie ist an Belangen einzustellen nach Lage 
der Dinge in sie eingestellt werden muss. Die Bedeutung der betroffenen 
Belange darf nicht verkannt werden. 
Diesen Anforderungen wird die Planung bislang nicht gerecht, insbesondere 
aus folgenden Gründen: 
 
1. 
Unseres Erachtens wurden die privaten Interessen der Unterzeichner bislang 
noch nicht ausreichend berücksichtigt. Mangels Vorliegen des Fachbeitrags 
„Regenwasser" bzw. der Planung zugrundeliegenden Wasserabflussstrategie 
befürchten die Unterzeichner, dass durch die neu versiegelte Fläche vor dem 
Hintergrund des kontinuierlichen Anstiegs der Geländehöhe ein schadloser 
Abfluss des Niederschlagswassers nicht gewährleistet ist. 

 
 
 
 
 
 
Das Maß der baulichen Nutzung wird u.a. durch eine 
festgesetzte Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 bestimmt. Eine 
GFZ (Geschossflächenzahl) ist nicht festgesetzt. 
 
 
Die Geländehöhe beträgt am betreffenden Grundstück ca. 
360,71 m über NHN. Nach Südosten steigt das Gelände auf 
rd. 363,33 m über NHN (Bereich des geplanten 
Feuerwehrgerätehauses), während es nach Nordost (Bereich 
des Grundstücks Eselskamp 14) auf 357,74 m über NHN 
abfällt. 
 
Beschlussvorschlag: 
Kenntnisnahme; grundsätzlich sind alle relevanten Belange 
bei der Bauleitplanung zu beachten und sachgerecht 
abzuwägen. Dieser gesetzlichen Vorhabe wird der 
Bebauungsplan gerecht. 
 
 
 
 
 
 
Die Einwender befürchten eine Verschärfung der 
Oberflächenwasserabflusssituation und mögliche 
Überflutungen ihres Grundstücks infolge der geplanten 
Bebauung. Diese Belange wurden im weiteren Verfahren 
durch den Fachbeitrag Regenwasser vertieft untersucht. Der 
Fachbeitrag kommt zu dem Ergebnis, dass aufgrund der 
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Es besteht mithin die Sorge, dass das Oberflächenwasser von den 
angrenzenden Grundstücken bei Starkregenereignissen auf das Grundstück 
der Unterzeichner als Unterlieger fließt und es hier zu 
Überschwemmungsschäden kommt. Der noch zu erstellende Fachbeitrag 
„Regenwasser" sollte sich aus unserer Sicht zu diesem Umstand verhalten, 
damit diese Bedenken ggf. ausgeräumt werden können. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2. 
Durch die geplante Änderung kommt es außerdem zu einer erheblichen 
Veränderung des Landschaftsbildes, die sowohl die privaten Interessen der 
Unterzeichner als auch öffentliche Belange tangierten dürfte. Das Grundstück 
der Unterzeichner befindet sich am Rand zum Außenbereich. Der Ortsteil ist 
hier in sich abgeschlossen und es schließt sich seit jeher der freie Blick in die 
Landschaft an. 
Durch die geplante Bebauung wird dieses freie Landschaftsbild in erheblichem 
Umfang beeinträchtigt. Zudem ist zu besorgen, dass die Belichtung und 
Besonnung des eigenen Grundstücks unzumutbar beeinträchtigt wird. Auch die 
Wahrung eines angemessenen Sozialabstands wird hinterfragt. Zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt des Planungsverfahrens kann u.E. jedenfalls nicht 
ausgeschlossen werden, dass es durch die ansteigende Gelände- und 
Gebäudehöhe der neu hinzukommenden baulichen Anlagen zu einer 
erdrückenden Wirkung kommt. 
 
 
 
 
 

geologischen Verhältnisse eine oberflächennahe Versickerung 
nicht geeignet ist und stattdessen eine geordnete Ableitung 
des Niederschlagswassers über ein Mischsystem erfolgt.  
Im Rahmen von Wasserbilanzberechnungen und 
Starkregensimulationen wurde geprüft, dass keine nachteilige 
Veränderung der Abflusssituation eintritt. Ziel ist ausdrücklich 
eine schadlose Ableitung des Niederschlagswassers. Die 
Hinweise werden berücksichtigt, indem die Ergebnisse des 
Fachbeitrags verbindlich in die weitere Planung übernommen 
werden. 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Einwendungen wurden geprüft und abgewogen. Sie 
führen nicht zu einer Änderung der Planung. 
 
 
Die Einwender sehen eine Beeinträchtigung des 
Landschaftsbildes, des Ortsrandes sowie ihrer Belichtungs- 
und Besonnungssituation. Das Plangebiet schließt unmittelbar 
an bestehende Bebauung an. Veränderungen des Ortsrandes 
sind typische Folge einer Siedlungsentwicklung und 
grundsätzlich hinzunehmen. Ein Anspruch auf Erhalt eines 
freien Landschaftsblicks besteht nicht. 
Zur Minimierung der Auswirkungen wurden Festsetzungen zur 
offenen Bauweise, zur Begrenzung der Gebäudehöhen sowie 
umfangreiche grünordnerische Maßnahmen getroffen. 
Aufgrund der Lage und der planungsrechtlichen 
Festsetzungen sind keine unzumutbaren Verschattungen zu 
erwarten. Die Auswirkungen werden daher als verträglich 
bewertet. 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Einwendungen wurden geprüft und abgewogen. Sie 
führen nicht zu einer Änderung der Planung. 
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Durch das neu entstehende Wohngebiet ist außerdem mit verstärktem Zu- und 
Abfahrtsverkehr sowohl im bestehenden als auch durch die innere 
Erschließung im neu entstehenden Wohngebiet zu rechnen. Es besteht die 
Möglichkeit, dass es durch die zusätzlichen Fahrzeugbewegungen zu einer 
Geruchs- und Geräuschbelastung kommt, die das ortsübliche Maß 
überschreitet. Auch dazu sollte sich die Planung aus unserer Sicht verhalten. 
In diesem Zusammenhang verweisen wir auf die Vorschriften des 30 BauGB 
i.V. m. § 15 Abs.1 Satz 2 BauNVO und regen an, die Planung noch einmal vor 
diesem Hintergrund zu überdenken. 
 
 
3. 
 
Diesseits wird hinterfragt, inwieweit sich die Bauleitplanung an den Zielen der 
Raumordnung orientiert. Im aktuellen Regionalplan für den Regierungsbezirk 
Detmold wird die überplante Fläche als Allgemeiner Freiraum- und 
Agrarbereich (AFA) ausgewiesen. Es handelt sich um ein Vorbehaltsgebiet im 
Sinne des 7 Abs. 3 Nr. 2 ROG. Die Festsetzung als Vorbehaltsgebiet bewirkt 
aber, dass der Vorbehaltsnutzung bei der Abwägung mit konkurrierenden 
Nutzungen ein besonderes Gewicht beizumessen ist. 
Der Sicherung des Freiraums wird in 5 2 Abs. 2 Nr. 6 ROG eine überragende 
Bedeutung beigemessen. Sie dient dem Schutz der biologischen Vielfalt aber 
auch der Sicherung unversiegelter Flächen zum unschädlichen Abfluss von 
Hoch- und Niederschlagswasser. Daneben dient der Freiraum der 
landwirtschaftlichen Nutzung, der Freizeit- und Erholung und letztlich als 
Ausgleichsraum für die örtliche Hitzebelastung. 
 
 
 
Bei der überplanten Fläche handelt es sich nach unserer Einschätzung und 
Erfahrung um einen wichtigen Lebensraum für Pflanzen und Tiere. Neben 
üblichen heimischen Vogel- und Insektenarten konnten auch Rotmilane und 
Fischreiher auf/über den Flächen beobachtet werden. Wir gehen davon aus, 
dass sich der artenschutzrechtliche Fachbeitrag auch zu diesen Aspekten 
verhalten wird. 

Die Einwender sprechen verkehrliche Auswirkungen an. Die 
Erschließung erfolgt über die bestehende K 35 sowie eine 
interne Stichstraße. Aufgrund der geringen Größe des 
Plangebiets ist lediglich mit einer geringen zusätzlichen 
Verkehrsbelastung zu rechnen. Diese kann durch das 
vorhandene Straßennetz aufgenommen werden. Eine 
Beeinträchtigung der Verkehrssicherheit ist nicht zu erwarten. 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Einwendungen wurden geprüft und abgewogen. Sie 
führen nicht zu einer Änderung der Planung. 
 
 
Die Einwender verweisen auf die Darstellung als Freiraum im 
Regionalplan. Der Ortsteil Harth ist jedoch nicht als 
Allgemeiner Siedlungsbereich festgelegt, sodass eine 
Eigenentwicklung systembedingt im Freiraum erfolgt.  
Im Rahmen der Abwägung wird der Siedlungsentwicklung ein 
höheres Gewicht beigemessen, da das Plangebiet unmittelbar 
an bestehende Bebauung anschließt, das Umfeld bereits 
anthropogen geprägt ist und ein örtlicher Wohnbedarf besteht. 
Die Planung wird daher als regionalplanerisch vertretbar 
bewertet. 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Einwendungen wurden geprüft und abgewogen. Sie 
führen nicht zu einer Änderung der Planung. 
 
 
Die Einwender führen artenschutzrechtliche Bedenken an. 
Diese wurden durch den artenschutzrechtlichen Fachbeitrag 
geprüft. Dieser kommt zu dem Ergebnis, dass unter 
Berücksichtigung geeigneter Vermeidungsmaßnahmen keine 
Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatSchG eintreten. Die 
Maßnahmen werden im weiteren Verfahren berücksichtigt. 
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Ausweislich der Planbegründung handelt es sich bei der überplanten Fläche 
um ein kaltluftbildendes Freilandbiotop, und die Planung hat laut Begründung 
jedenfalls Auswirkungen auf ihr engeres Umfeld. Dies lässt darauf schließen, 
dass ein weiterer Ausgleichsraum für die örtliche Wärmebelastung entfällt. 
Schließlich dient die Festsetzung eines AFA auch der Sicherung intakter 
Ortsränder, die durch die geplante Ausweisung der Fläche als Wohngebiet 
aufgehoben wird. 
Mit dem Regionalplan, der letztlich die Ziele des Landesentwicklungsplans in 
NRW konkretisiert, wird außerdem das Ziel verfolgt, Siedlungsplanungen auf 
Freiflächen nur bei einem Mangel an verfügbaren Baulandreserven zu 
ermöglichen, um das Ziel der Verringerung einer Inanspruchnahme von 
Freiflächen nachhaltig zu gewährleisten, Eine Inanspruchnahme von 
Freiflächen ist folglich nur bei nachgewiesenem Bedarf möglich und wenn 
keine anderen Ziele entgegenstehen. 
 
In der Planbegründung wird auf die nach wie vor bestehende Nachfrage nach 
Wohnbaugrundstücken verwiesen. Da wir dies nicht abschließend beurteilen 
können, wird nicht verkannt, dass aus Sicht der Ortschaft ggf. ein Bedürfnis 
besteht, weitere Flächen für die Wohnraumnutzung zur Verfügung zu stellen. 
Wir haben allerdings festgestellt, dass seit dem Aufstellungsbeschluss im Jahre 
2022 viele Grundstücke im Innenbereich von Harth genutzt wurden, um neue 
Wohnbebauung zu schaffen oder Altgebäude zu sanieren. Aus der Planung 
geht bislang nicht hervor, ob diese Aspekte hier bereits berücksichtigt wurden 
und ob beispielsweise geprüft wurde, ob weiterer Leerstand in den nächsten 
Jahren entsteht oder weitere Innenbereichsflächen einer Bebauung zur 
Verfügung stehen. 
Für das Gemeindegebiet selbst dürfte aber weitere Baulandreserve vorhanden 
sein, da im geänderten Regionalplan weitere als Allgemeine Siedlungsräume 
(ASB) festgesetzte Flächen vorhanden sind. Aus dem Landesentwicklungsplan 
des Landes NRW lässt sich entnehmen, dass sich die Siedlungsentwicklung 
innerhalb des regionalplanerisch festgelegten Bereichs vollziehen soll. Die hier 
überplante Fläche wurde aber gerade nicht als ASB ausgewiesen. 
 
 
 

 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Einwendungen wurden geprüft und abgewogen. Sie 
führen nicht zu einer Änderung der Planung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Das geplante Wohnbaugebiet soll mittel- bis langfristig die 
Wohnfunktion im Ortsteil Harth stärken und damit einen 
wichtigen Beitrag zur Erhaltung der vorhandenen technischen 
und sozialen Infrastruktur leisten. Damit ist die Bereitstellung 
von neuen Wohnbaugrundstücken ein Baustein zur Erhaltung 
und Entwicklung des Ortes Harth. Die Nutzung vorhandener 
Bausubstanz ist ein weiterer Baustein, auf den die Kommune 
aber nur sehr begrenzt Einfluss nehmen kann. Beide Faktoren 
garantieren jedoch eine zukunftsfähige Entwicklung des Ortes 
als Wohnstandort. 
 
Innerhalb des gesamten Stadtgebietes stehen zwar gem. dem 
Regionalplan Flächen zur Entwicklung von Allgemeinen 
Siedlungsbereichen (ASB) zur Verfügung, jedoch ist die Stadt 
Büren bestrebt, in den einzelnen Ortsteilen im angepassten 
Maßstab „eigene“ Wohnbauflächen zur Verfügung zu stellen. 
Da Harth im Regionalplan nicht als ASN dargestellt ist, dient 
die Ausweisung von Wohnbauflächen hier der Sicherung der 
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III. 
Im Rahmen der Abwägung muss ein Ausgleich zwischen den betroffenen 
Interessen gefunden werden. Hier dürften jedenfalls die Interessen aus Art. 14 
GG, das nachbarliche Interesse an der Beibehaltung des bestehenden 
Zustands, die Bodenschutzklausel gem. § 1a Abs. 2 BauGB, die 
Klimaschutzklausel aus 1a Abs. 5 BauGB und die Ziele bzw. Grundsätze der 
Regionalplanung dem genannten Interesse an weiterer Wohnbebauung 
gegenüberstehen. 
 
Wir bitten daher um entsprechende Berücksichtigung unserer Anregungen und 
Bedenken. 
 

Wohnfunktion des Ortes und befriedigt in erster Linie den aus 
dem Ort vorhandenen Bedarf. 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Kenntnisnahme; die Prüfung, ob regionalplanerische Belange 
der beabsichtigten Planung entgegenstehen, erfolgte durch 
die Regionalplanungsbehörde / Bezirksregierung Detmold. 
Mit Schreiben vom 07.10.2020 wurde die landesplanerische 
Zustimmung durch die Bezirksregierung erteilt. 

 
 


